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Entschließungsantrag 
 
 
 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
 
Verlässliche Finanzierung und Weiterentwicklung der Frauenhausarbeit in 
Sachsen-Anhalt 
 
Große Anfrage Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Drs. 6/3486 
 
Antwort der Landesregierung - Drs. 6/3693 neu 
 
Entschließungsantrag Fraktion DIE LINKE - Drs. 6/3819 
 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, bis zum IV. Quartal 2015 ein Konzept vorzu-
legen, welches 
 
1. es ermöglicht, traumatisierte Kinder und Jugendliche in Frauenhäusern durch die 

Einrichtung eines mobilen Teams mit 2 Kinder- und Jugendtherapeuten/innen 
schnell und adäquat zu versorgen sowie eine halbe Stelle für eine/n Erzieher/in 
pro Frauenhaus vorsieht,  

2. vor dem Hintergrund der UN-Behindertenrechtskonvention Barrierefreiheit in al-
len Frauenhäusern in Sachsen-Anhalt ermöglicht, 

3. den Mitarbeiterinnen eine schrittweise Angleichung an tarifgerechte Bezahlung 
nach dem Tarifrecht des öffentlichen Dienstes gewährleistet, 

 
und damit eine Grundlage für eine Verankerung im Haushalt ab 2017 bildet. 
 
Weiterhin wird die Landesregierung aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine ein-
heitliche und gesetzlich verankerte Frauenhausfinanzierung mit bundesweit einheitli-
chen Standards einzusetzen und im Bundesrat dazu aktiv zu werden. Im Ausschuss 
für Recht, Verfassung und Gleichstellung soll im III. Quartal 2015 berichtet werden. 
 
 
 
Begründung 
 
Die Betreuung und Begleitung von Kindern, die zeitweilig mit ihren Müttern in einem 
Frauenhaus leben, ist durch diese Institution nicht gesichert, da kein entsprechendes 
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pädagogisches Personal bei der Finanzierung der Frauenhäuser vorgesehen ist. Da 
aber der ggf. zuvor stattfindende reguläre Kita- oder Schulbesuch des Kindes, etwa 
aufgrund des Ortswechsels durch den Frauenhausaufenthalt oder der Vermeidung 
des Kontaktes mit dem Kindsvater, nicht weiter geführt werden kann und eine opti-
male Betreuung der Kinder durch die ggf. traumatisierte Mutter nicht immer erfolgt, 
sind pädagogische Fachkräfte in den Frauenhäusern unerlässlich. Für eine professi-
onelle Flankierung dieser Betreuung in Fällen traumatisierter Kinder ist ein Konzept 
für einen mobilen Kinder- und Jugendtherapeutischen Dienst zu erstellen. Dieser 
mobile Dienst soll die fachärztliche Betreuung der Kinder und Jugendlichen in den 
Frauenhäusern gewährleisten. 
 
Darüber hinaus müssen alle Frauenhäuser in Sachsen-Anhalt, insbesondere vor 
dem Hintergrund der UN-Behindertenrechtskonvention und der Wichtigkeit der Er-
reichbarkeit vor Ort, barrierefrei zugänglich und gestaltet sein. Laut Antwort der Lan-
desregierung sei dies derzeit lediglich in den Frauenhäusern in Magdeburg und Zeitz 
der Fall. Die Frauenhäuser in Ballenstedt, Weißenfels und Wernigerode seien nur 
teilweise barrierefrei. 
 
Die Eingruppierung der Beschäftigten der Frauenhäuser ist sehr unterschiedlich und 
reicht von „EG 8 ohne Tarifsteigerung“ bis zu „keine Orientierung“ (Antwort der Lan-
desregierung, Anlage 8). Dringend nötig ist es, die Entlohnung der Mitarbeiterinnen 
tariflich anzupassen, um die Stellen auch mit entsprechend qualifiziertem Personal 
besetzen zu können. 
 
Grundsätzlich ist eine bundesweit einheitliche Regelung zu personellen und sächli-
chen Standards in der Frauenhausarbeit geboten. Auch im Kampf gegen Gewalt ge-
gen Frauen und deren Kindern muss der Gleichheitsgrundsatz bundesweit gelten. 
Hierbei sind Bund, Länder und Kommunen einzubeziehen. 
 
 
 
Prof. Dr. Claudia Dalbert 
Fraktionsvorsitzende 
 


